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B e r i c h t i g u n g 

Im Amtsblatt Nr. 40 vom 04. Oktober 2013 wurde die Veröffentlichung unter lfd. Nr. 226 versehentlich mit lfd. Nr. 227 

angegeben. Im Inhaltsverzeichnis sind alle lfd. Nummern richtig und somit maßgebend. 

 

B: Verordnungen, Verfügungen und Bekanntmachungen der Bezirksregierung

228 Erteilung einer Vermessungsgenehmigung I 

 für den Öffentlich bestellten Vermessungs-

 ingenieur Dipl.-Ing. Wolfgang Dörschlag 

Bezirksregierung Münster      Münster, den 07.10.2013 

- 31.2-2416-01-0138 - 

Aufgrund des RdErl. des Ministers für Landesplanung, 

Wohnungsbau und öffentliche Arbeiten vom 05.04.1962 

in der Fassung des RdErl. des Innenministers vom 

30.06.1982 (SMBl. NW. 71342) wird dem Öffentlich 

bestellten Vermessungsingenieur Dipl.-Ing. Wolfgang 

Dörschlag, Stifterweg 9 in 46397 Bocholt, mit Wirkung 

vom 07.10.2013 die Genehmigung erteilt, den bei ihm 

beschäftigten Dipl.-Ing. Dirk Dörschlag zur Mitwirkung 

bei örtlichen Arbeiten nach Nr. 4 Abs. 1 des o.a. RdErl. 

heranzuziehen (Vermessungsgenehmigung I). 

Im Auftrag 

gez. Rolf Bordewick 

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2013 S. 349 

229 Erteilung einer Vermessungsgenehmigung II 

 für den Öffentlich bestellten Vermessungs-

 ingenieur Dipl.-Ing. Walter Felten 

Bezirksregierung Münster      Münster, den 08.10.2013 

- 31.2-2416-01-0204 - 

Aufgrund des RdErl. des Ministers für Landesplanung, 

Wohnungsbau und öffentliche Arbeiten vom 05.04.1962 

in der Fassung des RdErl. des Innenministers vom 

30.06.1982 (SMBl. NW. 71342) wird dem Öffentlich 

bestellten Vermessungsingenieur Dipl.-Ing. Walter 

Felten, Reulstraße 44 in 46240 Bottrop, mit Wirkung 

vom 08.10.2013 die Genehmigung erteilt, den bei ihm 

beschäftigten Vermessungstechniker Tobias Klug zur 

Mitwirkung bei örtlichen Arbeiten nach Nr. 5 Abs. 1 des 

o.a. RdErl. heranzuziehen (Vermessungsgenehmigung 

II). 

Im Auftrag 

gez. Rolf Bordewick 

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2013 S. 349 
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230 Bekanntmachung gemäß § 3a des Gesetzes 

 über die Umweltverträglichkeitsprüfung 

 (UVPG) 

Bezirksregierung Münster 

500-53.0054/13/4.4.1 

45699 Herten, den 04.10.2013 

Die Firma Ruhr Oel GmbH, Gelsenkirchen, hat einen An-

trag zur wesentlichen Änderung und zum Betrieb der 

Raffinerieanlage auf dem Betriebsgrundstück Pawiker 

Str. 30, 45896 Gelsenkirchen (Gemarkung Buer, Flur 9, 

Flurstücke 8, 9, 11, 12, 17-19 und 24-31, Flur 18 und Flur 

124, Flurstücke 27-29), vorgelegt. 

Gegenstand des Antrages ist die Errichtung und der Be-

trieb von Rohrleitungen innerhalb des Tanklagers Süd. 

Gemäß der 4. Verordnung zur Durchführung des Bundes-

Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über genehmi-

gungsbedürftige Anlagen) und den Bestimmungen des 

Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) bedarf das 

beantragte Vorhaben einer Genehmigung nach diesen 

Vorschriften. 

Für das Vorhaben wurde ein Vorprüfungsverfahren 

(Screening) zur Feststellung des Erfordernisses einer Um-

weltverträglichkeitsuntersuchung gemäß §§ 3a-c des Ge-

setzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung durch-

geführt. 

Im Rahmen dieses Verfahrens wurde festgestellt, dass es 

einer weiteren Umweltverträglichkeitsprüfung als unselb-

ständiger Teil des Genehmigungsverfahrens nicht bedarf, 

da u.a. erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen 

durch das Vorhaben nicht zu besorgen sind. 

Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar. 

Die Bekanntmachung der Feststellung erfolgt nach § 3a 

UVPG in entsprechender Anwendung des § 10 Abs. 3 

Satz 1 des BImSchG. 

Im Auftrag 

gez. Baal 

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2013 S. 350 

 

 

231 Bekanntmachung gemäß § 3a des Gesetzes 

 über die Umweltverträglichkeitsprüfung 

 (UVPG) 

Bezirksregierung Münster 

500-53.0062/13/4.4.1 

45699 Herten, den 04.10.2013 

Die Firma Ruhr Oel GmbH, Gelsenkirchen, hat einen An-

trag zur wesentlichen Änderung und zum Betrieb der 

Raffinerieanlage auf dem Betriebsgrundstück Pawiker 

Str. 30, 45896 Gelsenkirchen (Gemarkung Buer, Flur 22, 

Flurstücke 55, 56, 57 und 106), vorgelegt. 

Gegenstand des Antrages ist die Errichtung und der Be-

trieb von Rohrleitungen innerhalb des Tanklagers NE-

Nordwest und den Anschluss des Tank FB-3 an ein 

Atmungsgassystem. 

Gemäß der 4. Verordnung zur Durchführung des Bundes-

Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über genehmi-

gungsbedürftige Anlagen) und den Bestimmungen des 

Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) bedarf das 

beantragte Vorhaben einer Genehmigung nach diesen 

Vorschriften. 

Für das Vorhaben wurde ein Vorprüfungsverfahren 

(Screening) zur Feststellung des Erfordernisses einer Um-

weltverträglichkeitsuntersuchung gemäß §§ 3a-c des 

Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung durch-

geführt. 

Im Rahmen dieses Verfahrens wurde festgestellt, dass es 

einer weiteren Umweltverträglichkeitsprüfung als unselb-

ständiger Teil des Genehmigungsverfahrens nicht bedarf, 

da u.a. erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen 

durch das Vorhaben nicht zu besorgen sind. 

Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar. 

Die Bekanntmachung der Feststellung erfolgt nach § 3a 

UVPG in entsprechender Anwendung des § 10 Abs. 3 

Satz 1 des BImSchG. 

Im Auftrag 

gez. Baal 

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2013 S. 350 

 

 

232 Bekanntmachung gemäß § 3a des Gesetzes 

 über die Umweltverträglichkeitsprüfung 

 (UVPG) 

Bezirksregierung Münster 

500-53.0061/13/4.4.1 

45699 Herten, den 04.10.2013 

Die Firma Ruhr Oel GmbH, Gelsenkirchen, hat einen An-

trag zur wesentlichen Änderung und zum Betrieb der 

Raffinerieanlage auf dem Betriebsgrundstück Pawiker 

Str. 30, 45896 Gelsenkirchen (Gemarkung Buer, Flur 22, 

Flurstücke 181, 198, 201, 202 und 207), vorgelegt. 

Gegenstand des Antrages ist die Errichtung und der 

Betrieb von Rohrleitungen innerhalb des Tanklagers Ost. 

Gemäß der 4. Verordnung zur Durchführung des Bundes-

Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über genehmi-

gungsbedürftige Anlagen) und den Bestimmungen des 

Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) bedarf das 

beantragte Vorhaben einer Genehmigung nach diesen 

Vorschriften. 

Für das Vorhaben wurde ein Vorprüfungsverfahren 

(Screening) zur Feststellung des Erfordernisses einer Um-

weltverträglichkeitsuntersuchung gemäß §§ 3a-c des Ge-

setzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung durch-

geführt. 

Im Rahmen dieses Verfahrens wurde festgestellt, dass es 

einer weiteren Umweltverträglichkeitsprüfung als unselb-

ständiger Teil des Genehmigungsverfahrens nicht bedarf, 

da u.a. erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen 

durch das Vorhaben nicht zu besorgen sind. 

Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar. 

Die Bekanntmachung der Feststellung erfolgt nach § 3a 

UVPG in entsprechender Anwendung des § 10 Abs. 3 

Satz 1 des BImSchG. 

Im Auftrag 

gez. Baal 

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2013 S. 350 
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233 Bekanntmachung gemäß § 3a des Gesetzes 

 über die Umweltverträglichkeitsprüfung 

 (UVPG) 

Bezirksregierung Münster 

500-53.0030/13/0101.1 

45699 Herten, den 11.10.2013 

Die Firma Infracor GmbH, Paul-Baumann-Str. 1, 45772 

Marl, beantragt gemäß § 9 Bundes-Immissionsschutz-

gesetz (BImSchG) die Erteilung eines Vorbescheides zur 

Errichtung und zum Betrieb eines Gas- und Dampf-

turbinenkraftwerks (Kraftwerk IV, Block 1) in Marl, 

Paul-Baumann-Str. 1, Gemarkung Marl, Flur 58, Flur-

stück 29. 

Mit dem Vorbescheid soll das Vorliegen der Genehmi-

gungsvoraussetzungen hinsichtlich des Anlagenkonzep-

tes, des Standortes und der Vereinbarkeit mit den immis-

sionsschutz- und naturschutzrechtlichen Anforderungen 

festgestellt werden. 

Das Kraftwerk IV ist ausschließlich für den Einsatz von 

Erdgas geplant. Die Feuerungswärmeleistung des Blocks 

1 (Gasturbine mit Zusatzfeuerung) beträgt max. 185 MW. 

Die elektrische Leistung bei Betrieb der Gasturbine mit 

Zusatzfeuerung liegt bei 62 MW. 

Für die Errichtung und den Betrieb des Kraftwerks IV ist 

eine Genehmigung nach §§ 4, 6 des Bundes-Immis-

sionsschutzgesetzes (BImSchG) erforderlich. 

Für das Vorhaben wurde eine Vorprüfung zur 

Feststellung des Erfordernisses einer Umweltverträglich-

keitsuntersuchung gemäß §§ 3a-c des Gesetzes über die 

Umweltverträglichkeitsprüfung durchgeführt. Im Rahmen 

dieses Verfahrens wurde festgestellt, dass es einer weite-

ren Umweltverträglichkeitsprüfung als unselbständiger 

Teil des Genehmigungsverfahrens nicht bedarf, da u.a. 

erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen durch das 

Vorhaben nicht zu besorgen sind. 

Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar. 

Die Bekanntmachung der Feststellung erfolgt nach § 3a 

UVPG in entsprechender Anwendung des § 10 Abs. 3 

Satz 1 des BImSchG. 

Im Auftrag 

gez. Dr. Abel 

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2013 S. 351 

 

 

 

 

 

 

234 Bekanntmachung gemäß § 3a des Gesetzes 

 überdie Umweltverträglichkeitsprüfung 

Bezirksregierung Münster             08.10.2013 

- Dezernat 54 - 

Az.: 500-8657198/0003.G 

Genehmigungsverfahren für die Erweiterung und für 

den Betrieb der Kläranlage Dülmen 

Der Lippeverband Essen, Kronprinzenstraße 24, 45128 

Essen, hat am 02.05.2013 die Genehmigung gem. § 58 

Abs. 2 Landeswassergesetz (LWG) für die Erweiterung 

und den Betrieb einer Kläranlage auf dem Stadtgebiet 

Dülmen um eine weitere Behandlungsstufe (Aktivkohle-

filtration) beantragt. 

Bei dem Vorhaben handelt es sich um die Erweiterung 

bzw. wesentliche Änderung eines Projektes, das bisher 

nicht UVP-pflichtig gewesen ist. Gemäß den §§ 3a, 3b 

Abs. 3, und 3c in Verbindung mit Anlage 1 Ziffer 13.1.2 

des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung 

(UVPG) vom 25.06.2005 (BGBl. I S. 2986) und Anlage 1 

Ziffer 1 der Änderung des Gesetzes über die Umwelt-

verträglichkeitsprüfung in Nordrhein-Westfalen vom 

29.04.1992 (SGV. NRW. 2129) hat die Behörde anhand 

einer allgemeinen Vorprüfung des Einzelfalls festzustel-

len, ob für das Vorhaben eine Verpflichtung zur Durch-

führung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht. 

Soll eine Umweltverträglichkeitsprüfung unterbleiben, ist 

dies bekannt zu geben. 

Die Prüfung der vorgelegten Antragsunterlagen hatte zum 

Ergebnis, dass die Durchführung einer Umweltverträg-

lichkeitsprüfung für das Vorhaben nicht erforderlich ist, 

weil keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkun-

gen zu besorgen sind. Die Stellungnahmen der Träger 

öffentlicher Belange zu dem geplanten Vorhaben wurden 

bei dieser Entscheidung berücksichtigt. 

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2013 S. 351 
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